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Erfüllung der Unterhaltspflicht: Zahlung eines Teilbetrags auf ein Sperrkonto

Ausgangslage und Fragestellung

Ein Unterhaltsschuldner bezahlt bei einem Einkommen von Fr. 3'700.- einen Unterhaltsbeitrag von ca. Fr. 1'000.- (incl. Kinderzulage). Seine Leistungsfähigkeit ist infolge Krankheit gegenüber dem Zeitpunkt der erstmaligen Festsetzung vermindert.

Er hat angeblich den begründeten „Verdacht“, dass die Mutter des Kindes monatlich ca. Fr. 300.- bis Fr. 400.- nicht für den Unterhalt des Kindes sondern für den eigenen Unterhalt verwende. Er möchte nun diesen Betrag auf ein Sperrkonto auf den Namen des Kindes überweisen, damit für allfällige spätere Bedürfnisse des Kindes entsprechende Mittel vorhanden wären.

Erwägungen

Unterhaltsgläubiger ist das Kind, vertreten durch seine gesetzliche Vertretung; an diese ist der Unterhaltsbeitrag zu leisten (BSK-Breitschmid Art. 289 N 4).

Der/die Inhaberin der elterlichen Sorge bestimmt über die Verwendung des Unterhaltsbeitrages. Er/sie ist grundsätzlich hierüber nicht rechenschaftspflichtig (Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts N 23.04a und derselbe BK Art. 289 N 15). 

Ohne nähere Kenntnis des Sachverhalts ist nicht zu beurteilen, ob der Unterhaltsbeitrag von Anfang an zu hoch bemessen wurde oder ob er angemessen ist. Falls die Mutter das Kind selber betreut und deshalb kein oder ein geringeres Einkommen erzielt, ist es zudem ohne weiteres zulässig, dass sie einen Teil des Unterhaltsbeitrages für den gemeinsamen Haushalt verwendet. Der Unterhaltsbeitrag von ca. Fr. 1'000.- ist zudem nicht so hoch, dass hier von einem offensichtlichen „Missbrauch“ auszugehen ist. Ausserdem scheint der Unterhaltspflichtige weiterhin bereit und in der Lage, den ursprünglichen Unterhaltsbeitrag zu bezahlen. Falls er veränderte Verhältnisse im Sinne von Art. 286 Abs. 2 ZGB geltend macht, sei es auf Seiten des unterhaltsberechtigten Kindes, sei es auf seiner Seite, hat er dies entsprechend zu begründen und eine Änderung des Unterhaltsbeitrages anzustreben. 

Schlussfolgerungen

Auf das Begehren des Unterhaltsschuldners, einen Teil des Unterhaltsbeitrages auf ein Sperrkonto auf den Namen des Kindes zu überweisen ist nicht einzutreten, es sei denn die Mutter ist damit einverstanden. Falls veränderte Verhältnisse i.S. von Art. 286 Abs. 2 ZGB geltend gemacht werden und diese nicht objektiviert sind, ist der Unterhaltspflichtige auf den Klageweg zu verweisen.
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